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Änderungsantrag zu: Attraktivitätssteigerung für den 
ÖPNV – 9-Euro-Ticket - (BV-P-ö/07/0220) - 

Stellungnahme der Stadtwerke Greifswald GmbH

Einbringer/in
01 Der Oberbürgermeister

Datum
22.06.2022

Beratungsfolge Sitzungsdatum Beratung

Bürgerschaft (BS) Kenntnisnahme 27.06.2022 Ö

Der Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald wird die 
beiliegende Stellungnahme der Stadtwerke Greifswald GmbH zur Verfügung 
gestellt. 

1 Stellungnahme der Stadtwerke Greifswald GmbH öffentlich
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Verkehrsbetrieb  
Greifswald GmbH 
Gützkower Landstraße 19–21 
17489 Greifswald 

 
 
Geschäftsführer:  
Henrik Umnus 
Amtsgericht Stralsund HRB 2310 
USt-IdNr. DE137582842 

 
 
Sparkasse Vorpommern 
IBAN DE67 1505 0500 0230 0043 00 
SWIFT-BIC NOLADE21GRW 
Gläubiger ID DE79VBG00000331839 

     

 

Verkehrsbetrieb Greifswald GmbH | Postfach 3155 | 17461 Greifswald 

 

 

Universitäts- und Hansestadt Greifswald 
Kanzlei der Bürgerschaft  
Postfach 3153 
17461 Greifswald 
 

 

 

 

 

 
Stellungnahme zum Änderungsantrag „Attraktivitätssteigerung für den ÖPNV – 9-Euro-Ticket –“ 
BV-P-ö/07/0220 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Änderungsantrag zur „Attraktivitätssteigerung für den ÖPNV – 9-Euro-Ticket" würde für die Fahrgäste die 
Möglichkeit bieten, den ÖPNV in Greifswald zu einem extrem günstigen Preis zu nutzen. Der VBG kann den 
Lösungsansatz verstehen, es ist auch im Interesse der VBG so kostenintensiv wie nötig und so attraktiv wie 
möglich den ÖPNV in Greifswald zu betreiben.  
 
Öffentlichkeitswirksam wäre die Zeit vom Auslaufen des bundesweiten 9€ Tickets am 30.08.2022 bis zum 
Einsetzen des 1 € Tickets am 01.10.2022 sicher gut kommunizierbar. 
 
Die Attraktivitätssteigerung des ÖPNV ist enorm wichtig. Dabei geht es aber vorrangig immer um eine 
Angebotsverbesserung, denn die Fahrgäste wollen schnell und zuverlässig von A nach B. Mit den aktuellen 
Projekten der Liniennetzerweiterung, der Einführung des On-Demand-Verkehrs und des Handytickets werden 
wir die größten Veränderungen im ÖPNV der Universitäts- und Hansestadt Greifswald der letzten 30 Jahre 
umsetzen. Die VBG arbeitet bereits mit Hochdruck an der Umsetzung des Bürgerschaftsbeschlusses.  
 
Es stellt sich die grundsätzliche Frage nach der Finanzierung. 
 
Als Verkehrsbetrieb Greifswald möchten wir in diesem Zusammenhang auf einige weitere Aspekte und 
Rahmenbedingungen aufmerksam machen. 
 

 Mit der Einführung eines 9-Euro-Tickets in Greifswald könnte die bisherige bundesweite Regelung nur 
eingeschränkt weitergeführt werden. Ein solches 9-Euro-Ticket ist auf die Nutzung des ÖPNV des 
Verkehrsbetriebes Greifswald beschränkt. Eine Nutzung von einfahrenden Linien des Regionalverkehrs oder 
auch die Nutzung des Regionalverkehrs der Bahn ist selbstverständlich nicht möglich. 

 Mit der „freiwilligen“ Absenkung der Fahrpreise ist es nach den Regelungen des Bundes und des Landes  

 MV wahrscheinlich, dass dafür die Zahlung von Billigkeitsleistungen aus dem Corona-Rettungsschirm, die 
auch für den Ausgleich des 9-Euro-Ticket Anwendung finden soll, entfällt. Das wären entsprechend der 
jeweiligen Vergleichsmonate 2019 ca. 30.000 EUR bis 40.000 EUR monatlich. 

 Mit der Absenkung der Fahrpreise würden sich anteilig auch die Zuweisungen des Landes MV gem. SGB IX 
zur Erstattung von Fahrgeldausfällen für die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen im 
ÖPNV reduzieren. 
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 Ebenfalls würden sich mit der Einführung eines 9-Euro-Tickets in Greifswald die Zahlungen des Landkreises 
Vorpommern-Greifswald für die Schülerbeförderung reduzieren. Die VBG erhält aktuell vom LK VG 30 EUR 
pro Monat für jedes Schülerticket (entspricht der ermäßigten Monatskarte). Dieser Betrag würde sich auf 9 
EUR reduzieren. Damit betragen die Mindereinnahmen vom Landkreis Vorpommern-Greifswald bei aktuell 
580 Schülerkarten 12.180 EUR pro Monat. 

 Die vorgenannten entstehenden Einnahmeausfälle sind bisher nicht im Wirtschaftsplan der VBG enthalten. 

 Nach dem jetzigen Inhalt der Änderungsvorlage geht der Einbringer davon aus, dass das durch diese 
Maßnahme entstehende zusätzliche Defizit durch den steuerlichen Querverbund über die Stadtwerke 
Greifswald GmbH auszugleichen ist, die dafür einmalig durch die Stadt in 2022 1 Mio. € erhalten hat. Mit dem 
Projekt On-Demand-Mobilität zur geforderten Anbindung von Friedrichshagen, Wieck/Ladebow, Groß 
Schönwalde und weiten Bereichen in der Fettenvorstadt/Stadtrandsiedlung/Industriegebiet stellt die VBG ein 
neues flexibles Angebot bereit. Dazu wurden Fahrzeuge bestellt, die Bestellplattform wird konfiguriert und 
das notwendige Personal wird akquiriert. Daneben werden das Projekt Handyticket und als wichtigste 
Maßnahme der Angebotsoffensive zum Fahrplanwechsel im Dezember 2022 das neue Liniennetz umgesetzt. 
Allein für die Liniennetzerweiterung um ca. 25% mehr Fahrplankilometer werden zusätzliche Busse und 
Personal benötigt. Ausweislich des Wirtschaftsplanes 2022 der VBG beträgt der Verlust, der sich aus den 
zusätzlichen Maßnahmen für die Attraktivitätssteigerung des ÖPNV zuzüglich der dazu erforderlichen 
Investitionen ergibt, bereits mehr als 1 Mio.€. 

 Insgesamt rechnet die VBG also durch diese Maßnahme mit zusätzlichen Einnahmeverlusten von 100.000 
bis 130.000 € zuzüglich der zuvor genannten Einnahmeausfälle, die die SWG auch auf Grund der 
Energiemarktlage nicht ausgleichen kann.  

 
Sollte die Bürgerschaft die Umsetzung beschließen, müsste in die Vorlage eine Weisung an die für die 
Festsetzung der Tarife zuständigen Gremien aufgenommen werden. Alle Maßnahmen der Tarifgestaltung im 
ÖPNV bedürfen, auch wegen Beurteilung der wirtschaftlichen Folgen auf die VBG, der Beratung im Aufsichtsrat 
der Stadtwerke Greifswald und Zustimmung durch die Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Greifswald 
GmbH.  
Danach muss die Preisänderung vom Landesamt für Straßenbau und Verkehr genehmigt werden. Es ist 
anzumerken, dass deshalb eine Umsetzung für September zeitlich kritisch gesehen wird.  
 
Bei positiver Beschlusslage muss eindeutig die Finanzierung geklärt sein. Möglicherweise wäre sogar die 
Aufstellung eines Nachtragswirtschaftsplanes für die VBG notwendig.  
 
Für Rückfragen stehe ich jederzeit gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
 
Henrik Umnus 
Geschäftsführer 
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